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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Das Regelungsgeflecht der kapitalmarktrechtlichen Beteiligungspublizit�t (§§ 21ff. WpHG) wird zusehends komplizierter,

zumal weder die Rechtsprechung noch die Neuauflage des Emittenleitfadens der BaFin (vgl. dazu Bedkowski, BB 2009,

1482) eine umfassende Orientierungshilfe geben. Die erheblichen Auslegungsschwierigkeiten wiegen umso schwerer,

als § 28 WpHG f�r Pflichtverletzungen einen Rechtsverlust des Meldepflichtigen vorsieht. Nachdem die Vorschrift durch

das Risikobegrenzungsgesetz noch versch�rft wurde, besch�ftigt sich Vocke mit der Auslegung des ge�nderten § 28

WpHG.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH:WenigerSchadensersatzvonEUan

SchneiderElectricSAwegenfehlerhaften

Fusionsverbots

Nach dem Beschluss des EuGH vom 16.7.2009

– Rs. C-440/07 – wird die Europ�ische Kommis-

sion dem franz�sischen Elektrotechnik-Konzern

Schneider Electric SA f�r ein fehlerhaftes Fusi-

onsverbot aus dem Jahr 2001 nur eine geringere

Entsch�digung zahlen m�ssen als zun�chst vom

Europ�ischen Gericht erster Instanz entschieden.

Entsch�digt werden m�sse Schneider nur f�r die

entstandenen Verfahrenskosten, nicht aber f�r

die gr�ßeren Kapitalverluste wegen des erzwun-

genen Verkaufs von Legrand SA. Denn insofern

bestehe zwischen dem streitigen Preisnachlass

und dem der Negativentscheidung der Kommis-

sion anhaftenden Rechtsverstoß kein unmittel-

barer Kausalzusammenhang.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1593-1

unterwww.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Besprechungsaufsatz

von Steinle

BGH:ErstattungspflichtdesGmbH-

Gesch�ftsf�hrerswegenZahlungvon

Arbeitgeberbeitr�gennach Insolvenzreife

Mit Urteil vom 8.6.2009 – II ZR 147/08 – hat

der BGH entschieden: Die Zahlung von Arbeit-

geberbeitr�gen zur Sozialversicherung durch

den Gesch�ftsf�hrer ist nach der Insolvenzreife

der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines ordentli-

chen Gesch�ftsmanns nicht vereinbar und

f�hrt zur Erstattungspflicht nach § 64 S. 1 und

2 GmbHG.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1593-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:Zurpflichtgem�ßenZahlungdes

Gesch�ftsf�hrersansichselbst

Der BGH hat mit Beschluss vom 22.6.2009 – II ZR

143/08 – entschieden: Besteht Streit, ob eine

Zahlung des Gesch�ftsf�hrers an sich selbst

pflichtgem�ß war, muss die Gesellschaft nur dar-

legen, dass der Gesch�ftsf�hrer auf einen m�gli-

cherweise nicht bestehenden Anspruch geleistet

hat. Es ist danach Sache des Gesch�ftsf�hrers,

darzulegen und ggf. zu beweisen, dass er einen

Zahlungsanspruch hatte.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2009-1593-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:WerbungmitGratiseinkaufkeine

unsachlicheBeeinflussung

Mit Urteil vom 22.1.2009 – I ZR 31/06 – hat

der BGH entschieden: Die Werbung, jeder 100.

Kunde erhalte seinen Einkauf gratis, stellt keine

unangemessene unsachliche Beeinflussung des

Durchschnittsverbrauchers dar, weil die Ratio-

nalit�t seiner Kaufentscheidung auch dann

nicht v�llig in den Hintergrund tritt, wenn er

im Hinblick auf die angek�ndigte Chance eines

Gratiseinkaufs m�glichst viel einkauft.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1593-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:Zur�blichenBeschaffenheiteines

Gebrauchtfahrzeugs

Der BGH hat mit Urteil vom 20.5.2009 – VIII ZR

191/09 – entschieden: Bei Gebrauchtfahrzeugen

geh�rt es nicht ohne Weiteres zur �blichen Be-

schaffenheit im Sinne von § 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2

BGB, dass sich alle Fahrzeugteile noch im Origi-

nalzustand befinden. Die �bliche Beschaffenheit

ist deshalb grunds�tzlich nicht in Frage gestellt,

wenn einzelne (wesentliche) Fahrzeugteile in

technisch einwandfreier Weise erneuert wurden.

Das gilt auch, wenn das Fahrzeug mit einer neu-

en Lackierung versehen worden ist, um es tech-

nisch und optisch wieder in einen tadellosen Zu-

stand zu versetzen. Welche Beschaffenheit des

Kaufgegenstands ein K�ufer anhand der Art der

Sache im Sinne von § 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BGB

erwarten kann, bestimmt sich nach dem Emp-

f�ngerhorizont eines Durchschnittsk�ufers und

damit nach der objektiv berechtigten K�uferer-

wartung. Diese orientiert sich im Regelfall an

der �blichen Beschaffenheit gleichartiger Sa-

chen. Dagegen ist nicht entscheidend, welche

Beschaffenheit der K�ufer tats�chlich erwartet

und wie er auf eine hiervon abweichende Be-

schaffenheit reagiert.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1593-5

unterwww.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Kommentar von Bo-

dungen/Hesse

BGH: Nutzungsausfallschaden bei Lieferung

mangelbehafteter Sache

Der BGH hat mit Urteil vom 19.6.2009 – V ZR 93/

08 – entschieden, dass der am Vertrag festhal-

tende K�ufer den infolge der Lieferung einer

mangelbehafteten Sache entstandenen Nut-

zungsausfallschaden nach §§ 437 Nr. 3, 280

Abs. 1 BGB ersetzt verlangen kann.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1593-6

unterwww.betriebs-berater.de

Finanzkrise
EU-Kommission: Hilfe f�r Unternehmen in

der Krise

Deutsche Unternehmen k�nnen zur Bew�lti-

gung der Wirtschaftskrise bis 2010 einfacher

staatliche Kredithilfen erhalten. Die EU-Kom-

mission billigte die �nderung der deutschen

Regelung �ber Kleinbeihilfen von bis zu

500 000 Euro je Unternehmen. Zur Berechnung

des Beihilfeelements in staatlichen Garantien

kann nun der Anhang des Vor�bergehenden

Gemeinschaftsrahmens f�r staatliche Beihilfen

zur Erleichterung des Zugangs zu Finanzie-

rungsmitteln in der gegenw�rtigen Finanz-

und Wirtschaftskrise herangezogen werden.

Die Regelung ist befristet und trifft nur auf

Unternehmen zu, die sich am 1.7.2008 – also

vor der Krise – noch nicht in Schwierigkeiten

befanden.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 20.7.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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